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Lydia KLINKENBERG, Ministerin für Familie, Soziales, Wohnen und Gesundheit  

 

Sitzung vom 26.11.2024  

 
Frage Nr. 289 von Herrn KLINKENBERG (SP) 

 
Thema: Auswirkungen der föderalen Arbeitslosengeldreform auf die ostbelgischen ÖSHZ 
 

Es gilt das gesprochene Wort! 

 
 
Frage: 
 
Ab Anfang 2026 werden die ÖSHZ vor Ort mit den ersten Folgen der 
Arbeitslosengeldreform konfrontiert werden. Diese wirft unter anderem Fragen bei der 
Betreuungskapazität und der Finanzierung auf. Vor kurzem wurde ein Gesetz in der 
Kammer verabschiedet, auf dessen Grundlage den ÖSHZ zusätzliche Finanzmittel 
zufließen sollen. Allerdings sind die im Gesetz vorgesehenen Zusatzmittel für die 
Neuanträge degressiv und decken nur in 2026 100% der Kosten ab. Danach verringern 
sie sich etappenweise auf 90% (2027), 80% (2028) und 75% (ab 2029). 
 
Allerdings besteht die Befürchtung, dass wegen des fehlenden föderalen Haushalts für 
das Jahr 2026 und die daraus folgende Anwendung des Systems der provisorischen 
Zwölftel, die betroffenen Zusatzmittel nicht termingerecht ausgezahlt werden können.  
 
Dazu meine Fragen: 
 
1. Wie schätzen Sie die Gefahr einer verspäteten Auszahlung der den ÖSHZ aufgrund des 

abgeänderten Gesetzes vom 26.05.2002 zustehenden Finanzmittel ein? 
2. Sind die ostbelgischen ÖSHZ in der Lage, ohne zusätzliches Personal die zu erwartenden 

Neuanträge in zumutbaren Fristen zu bearbeiten?  
3. Hat die Regierung die Absicht, die ab 2027 bei den ÖSHZ entstehenden 

Finanzierungslücken ganz oder teilweise aus dem Haushalt der DG auszugleichen? 
 
  



2 

 

Antwort 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

 

im Rahmen der regelmäßig stattfindenden Steuergruppentreffen zwischen den 

Akteuren auf föderaler, regionaler und gemeinschaftlicher Ebene zur 

Arbeitslosengeldreform hat das Kabinett der zuständigen Föderalministerin 

Anneleen Van Bossuyt vor einer Woche allen versichert, dass die pünktliche 

Auszahlung der zusätzlichen Finanzmittel an die ÖSHZ in Vorbereitung ist. Diese 

Information wurde ebenfalls den Verbänden der ÖSHZ mitgeteilt.  

Darüber hinaus sind am frühen Montagmorgen die Haushaltsverhandlungen der 

Föderalregierung erfolgreich abgeschlossen worden. Folglich steht einer 

Auszahlung an die ÖSHZ nichts mehr im Weg. Mit diesen Kompensationen 

können meiner Information nach neun Vollzeitäquivalente für die ÖSHZ finanziert 

werden. 

 

Voraussichtlich werden im nächsten Jahr die Monate Januar, März und April 2026 

besonders herausfordernd für die ÖSHZ werden. Zu diesen Zeitpunkten werden 

die drei größten Abgangswellen erwartet und die daraus resultierenden Anträge 

müssen im Zuge dessen von den ÖSHZ bearbeitet werden. Insgesamt geht das 

Landesamt für Arbeitsbeschaffung für diese ersten drei Wellen von 284 Personen 

aus, die in Ostbelgien alleinlebend oder Familienvorstand sind und ihr 

Arbeitslosengeld verlieren. Sicherlich werden nicht alle Eingliederungseinkommen 

beantragen.  

 

Die kleineren ÖSHZ haben uns mitgeteilt, dass ihnen die Bearbeitung der 

Erstanträge ohne neues Personal machbar erscheint. Die Fallzahlen sind dort 

tatsächlich eher gering. Die größeren ÖSHZ bereiten sich hingegen seit geraumer 

Zeit intensiv auf die drei Abgangswellen vor, indem sie ihre Abläufe den neuen 

Gegebenheiten anpassen und sich auf die wesentlichen Aspekte der 

Antragsbearbeitung beschränken. Einige ÖSHZ haben neues Personal 

angeworben oder offene Stellen besetzt. Dabei haben die ÖSHZ 

selbstverständlich nicht nur die Bearbeitung der Erstanträge, sondern auch die 

längerfristige soziale Begleitung im Blick. Was die berufliche Begleitung der 
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Abgänger aus dem Arbeitslosengeld betrifft, so wird diese durch den Berater im 

Arbeitsamt fortgesetzt.  

 

Ich versichere Ihnen, die Regierung steht in engem Kontakt mit den ÖSHZ. Seit 

meinem Amtsantritt als Sozialministerin habe ich alle ÖSHZ einzeln besucht. 

Zusätzlich hat es in diesem Jahr vier politische Konzertierungen gegeben (im 

Mai, Juni, Juli und September). Eine weitere folgt Mitte Dezember. Zudem haben 

Kollege Franssen und ich eine monatlich tagende Arbeitsgruppe – die 

operationelle Koordinationszelle – ins Leben gerufen. Hier wird zwischen ÖSHZ, 

Arbeitsamt, Ministerium und Kabinett auf Arbeitsebene die praktische Umsetzung 

der Reform besprochen und geplant.  

 

Die Arbeitslosengeldreform ist ein Mittel des Föderalstaates, die Schulden 

unseres Landes zu begrenzen. Gleichzeitig werden mit diesen Maßnahmen die 

kommunalen Kassen belastet. Die Deutschsprachige Gemeinschaft ist Empfänger 

der Reform und muss ebenfalls ihren Beitrag zur Stabilisierung der belgischen 

Finanzen leisten. Es erklärt sich also von selbst, dass die Deutschsprachige 

Gemeinschaft nicht alle Sparmaßnahmen des Föderalstaates kompensieren kann. 

Auch das habe ich hier schon mehrfach gesagt. 

 

Die ÖSHZ erhalten laut Arbeitsamt zudem im Rahmen des Vermittlungsdekretes 

250 EUR pro Akte, was ebenfalls eine finanzielle Entlastung darstellt. Um jene 

Gemeinden zu entlasten, die bereits heute viele Empfänger von 

Eingliederungseinkommen zählen, hat der Ministerpräsident und Minister für 

lokale Behörden das Dekret vom 15. Dezember 2008 über die Finanzierung der 

Gemeinden und öffentlichen Sozialhilfezentren überarbeitet, wie Sie wissen 

müssten. 

 

Die Deutschsprachige Gemeinschaft unterstützt also die ÖSHZ im Rahmen ihrer 

haushalterischen Möglichkeiten und steht ihnen beratend zur Seite. 

 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

 


